
Förderung 
von Wohneigentum 
(Bau oder Erwerb) 

Förderart Förderfähig Antragsteller Konditionen Anträge Bemerkungen

Förderart Förderfähig Antragsteller Konditionen Anträge Bemerkungen

Steuerliche Förderung 

des selbstgenutzten Wohneigentums

Förderung durch Zulage Bau- bzw. Anschaffungskosten; Erwerb von Anteilen

eigentumsorientierter Genossenschaften

Unbeschränkt steuerpflichtige Bauherren/Erwerber,

deren «Einkommen» im Jahr der erstmaligen Inan-

spruchnahme der Eigenheimzulage und im voraus-

gegangenen Jahr zusammen 81807/163614¤

zuzüglich 30678¤ für jedes Kind (Ledige/Verhei-

ratete) nicht übersteigt, wenn die Bauantragstellung

bzw. der Abschluss des Kaufvertrages nach dem

31.12.1999 erfolgt ist. 

• Progressionsunabhängige Eigenheimzulage von höchstens 2556¤/Jahr (Neu-

bau) bzw.1278¤/Jahr (Altbau, Ausbauten, Erweiterungen) • Baukindergeld

767¤/Jahr • Gesamtförderung aus Eigenheimzulage und Baukindergeld darf bei

Herstellung oder Erwerb die Bau- und Anschaffungskosten bzw. bei nachträgli-

chen Ausbauten und Erweiterungen die Hälfte der Baukosten nicht überschrei-

ten • Erhöhung um «Öko-Zulage»: Neubau Niedrigenergiehaus 205 ¤/Jahr und

im Neu- und Altbau Einbau von energieeinsparenden Technologien (Solaranla-

gen u. ä.) vor Bezug höchstens 256¤/Jahr; Abschluss der Maßnahmen vor dem

1.1.2003; bei Neubauten Antragstellung/Anzeige/Baubeginn vor dem 1.2.2002

erforderlich. • Erwerb von Anteilen eigentumsorientierter Genossenschaften:

Grundförderung 3% des Geschäftsanteils (Mindestanteil 5113¤), höchstens

1227¤/Jahr für 8 Jahre, Kinderkomponente 256¤ je Kind und Jahr. Anrechnung

der Förderung auf späteren unmittelbaren Eigentumserwerb der Wohnung. Die

Genossenschaft muss Mitgliedern ein unkündbares Optionsrecht auf Wohn-

eigentum einräumen und darf erst ab dem 1.1.1995 in das Genossenschaftsregi-

ster eingetragen sein. Eine Selbstnutzung der Genossenschaftswohnung im För-

derzeitraum ist nicht mehr erforderlich. 

Antragstellung beim Finanzamt • §§10e, 34f EStG gelten weiter für Vorhaben mit

Bauantragstellung bzw. Abschluss des Kaufvertra-

ges vor dem 1.1.1996;

• Bei Bauantragstellung bzw. Abschluss des Kaufver-

trages vor dem 1.1.2000 gilt eine Einkommens-

grenze von 240000/480000 DM (Ledige/Verhei-

ratete) im maßgebenden Zweijahreszeitraum. 

Zuschuss zu den

Investitionskosten

Kosten der Instandsetzung und Modernisierung von

nach dem 31.12.2001 erworbenen selbstgenutzten

Wohnungen mit einer Fläche von mehr als 70 m2 in

Gebäuden der neuen Länder, die in einem Sanie-

rungsgebiet (§142 BauGB), einem Erhaltungsgebiet

(§172 BauGB) oder einem Kerngebiet (§7 BauNVO)

liegen und vor 1949 errichtet wurden oder in den

Jahren 1949 bis 1959 errichtet wurden und ganz

oder teilweise unter Denkmalschutz stehen. 

Unbeschränkt steuerpflichtige Bauherren/Erwerber

innerhalb der gleichen Einkommensgrenzen wie bei

der steuerlichen Förderung des selbstgenutzten

Wohneigentums

8 Jahre lang Zuschuss in Höhe von jährlich 2,5% der berücksichtigten In-

vestitionskosten. Berücksichtigt werden für jeden m2 Wohnfläche, um den die

Wohnung größer als 70m2 ist, 1500¤ bis zu einem Höchstbetrag von 75000¤

(entspricht 120 m2). Bei Erwerbskosten unter 50000¤ können nur die Investiti-

onskosten berücksichtigt werden, um die die Summe von Erwerbs- und Investi-

tionskosten den Betrag von 50000¤ übersteigt. Investitionen, für die der Erwer-

ber Abzugsbeträge nach §10 f EStG in Anspruch genommen hat, werden nicht

berücksichtigt. 

Antragstellung bei den vom jeweiligen Land

bestimmten Stellen. 

Förderungsprogramm für die neuen Länder ein-

schließlich des Ostteils von Berlin. Kein Rechts-

anspruch (Förderung, soweit Mittel vorhanden sind).

Programmlaufzeit 2002 bis 2004. 

Wohneigentumsbildung 

in innerstädtischen Altbaugebieten

Darlehen oder

Zuschüsse zur Deckung

von Baukosten oder

laufenden

Aufwendungen

Neubau oder Ersterwerb von Eigenheimen und son-

stigen selbstgenutztem Wohneigentum, ggf. auch

Neuschaffung von Wohnraum durch Ausbau/Erwei-

terung

Bauherren, deren Gesamteinkommen (Familien-

haushalt) bestimmte Grenzen nicht übersteigt; För-

dervorränge für kinderreiche Familien und Alleiner-

ziehende, junge Ehepaare, ältere Menschen, Schwer-

behinderte

Nach den Wohnungsbauförderungsbestimmungen des einzelnen Bundeslandes

(u.a. Festlegung von Art und Höhe der Förderung, bauliche Anforderungen) 

Nach Landesrecht zuständige Stelle, in der Regel die

Stadtverwaltung bzw. das Landratsamt (Kreisverwal-

tung)

Antragstellung vor Beginn des Bauvorhabens

Kein Rechtsanspruch (Förderung, soweit Mittel

vorhanden sind).

Förderung des sozialen Wohnungsbaus/

soziale Wohnraumförderung

Zinsverbilligte Darlehen

der Kreditanstalt für

Wiederaufbau (KfW) 

Bau und Erwerb von selbstgenutztem Wohneigen-

tum. Berücksichtigt werden folgende Kosten:

beim Bau: 

• Kosten des Baugrundstücks 

• Baukosten einschl. Baunebenkosten 

• Kosten der Außenanlagen

beim Erwerb: 

• Kaufpreis einschl. Kaufpreisnebenkosten und evtl.

anfallende Modernisierungs-, Instandsetzungs-

und Umbaukosten

Alle Privatpersonen, die selbstgenutztes Wohn-

eigentum erwerben. 

Finanzierungsanteil: bis zu 30% der angemessenen Gesamtkosten; Kredit-

höchstbetrag: 100000¤

Die maximale Kreditlaufzeit beträgt 30 Jahre bei mindestens einem und höch-

stens fünf tilgungsfreien Anlaufjahren. 

Auszahlung: 100%

Nach Ablauf der tilgungsfreien Jahre in vierteljährlichen Annuitäten. 

Der Zinssatz für Neuzusagen wird mit der Kreditzusage für einen Zeitraum von

5 oder 10 Jahren festgelegt. 

Die aktuellen Konditionen können unter der Telefon-Nr. (01801)335577 bundes-

weit zum Ortstarif abgefragt werden. 

Der Antrag ist vor Beginn des Bauvorhabens,

spätestens jedoch unmittelbar nach Abschluss des

notariellen Kaufvertrages bei der Hausbank zu

stellen. 

Fördermittel aus öffentlichen Haushalten können

zusätzlich in Anspruch genommen werden. 

KfW-Wohneigentumsprogramm

Zinsverbilligte Darlehen

der Kreditanstalt für

Wiederaufbau (KfW) 

Maßnahmen an neuen Wohngebäuden zur Nutzung

erneuerbarer Energien und Errichtung von KfW-Ener-

giesparhäusern 40/60

Alle Träger einer Investitionsmaßnahme an selbstge-

nutzten oder vermieteten Wohngebäuden (z.B. Pri-

vatpersonen, Wohnungsunternehmen, öffentlich-

rechtliche Antragsteller) 

Gewährt werden zinsvergünstigte Darlehen bis zu 100% des Investitionsbetra-

ges, bei der Errichtung von KfW-Energiesparhäusern 40/60 max.50000/30000¤

je Wohneinheit, 10 Jahre fest, danach Kapitalmarktkonditionen; Laufzeit 20

Jahre, max.3 Jahre tilgungsfrei. Die aktuellen Konditionen können bei der KfW

unter Tel. (01801)335577 oder bei den Kreditinstituten erfragt werden. 

Anträge können private Bauherren und Unterneh-

men an Banken, Sparkassen und Bausparkassen rich-

ten (Antragsformular KfW 141660). Öffentlich-recht-

liche Antragsteller wenden sich direkt an die Kredit-

anstalt für Wiederaufbau, Palmengartenstraße 5–9,

60325 Frankfurt am Main (Antragsformular KfW

141833). 

Kein Rechtsanspruch (Förderung, soweit Mittel vor-

handen sind). Fördermittel aus öffentlichen Haushal-

ten können zusätzlich in Anspruch genommen wer-

den. 

Antrag muss vor Baubeginn gestellt werden. 

KfW-Programm zur CO2–Minderung

Förderung 
der Modernisierung 
und Instandsetzung 
des Wohnungsbestandes

Förderung durch Zulage Instandsetzungs- und Modernisierungskosten bei

vor 1991 errichteten Mietwohnungen in den neuen

Ländern

Vermieter Für Maßnahmen ab 2002: Investitionszulage (§3 InvZulG) i.H.v. 15% der nach-

träglichen Herstellungskosten/des Erhaltungsaufwandes bei max. Kosten von

614¤ je m2 und einem Selbstbehalt von 50¤ je m2. Bei Gebäuden, die in einem

Sanierungsgebiet (§142 BauGB), einem Erhaltungsgebiet (§172 BauGB) oder

einem Kerngebiet (§7 BauNVO) liegen und bis einschließlich 1959 errichtet wur-

den und ganz oder teilweise unter Denkmalschutz stehen, beträgt der Fördersatz

22% und die Kostenobergrenze 1200¤ je m2 (§3a InvZulG). 

Antragstellung beim Finanzamt Förderung befristet auf 31.12.2004Steuerliche Förderung der Modernisierung 

und Instandsetzung von Mietwohnungen 

in den neuen Ländern 

Darlehen oder

Zuschüsse zur Deckung

von Baukosten oder

laufenden

Aufwendungen

Modernisierungsinvestitionen, soweit Belegungs-

rechte begründet werden; in den neuen Ländern

auch Instandsetzungsinvestitionen und Verzicht auf

Belegungsrechte möglich 

Eigentümer der Wohnung (in einigen Ländern auch

Mieter) 

Nach den Wohnungsbauförderungsbestimmungen des einzelnen Bundeslandes

(u.a. Festlegung von Art und Höhe der Förderung, bauliche Anforderungen). 

Nach Landesrecht zuständige Stelle, in der Regel die

Stadtverwaltung bzw. das Landratsamt

(Kreisverwaltung)

Kein Rechtsanspruch (Förderung, soweit Mittel

vorhanden sind).

Antragstellung vor Beginn des Bauvorhabens

Förderung im Rahmen des sozialen

Wohnungsbaus/soziale Wohnraumförderung

Zinsverbilligte Darlehen

der Kreditanstalt für

Wiederaufbau (KfW) 

• Gebäude der Baujahre bis einschließlich1948 mit

drei und mehr Wohnungen, denkmalgeschützte

Gebäude, industriell gefertigte Gebäude

• In den Ländern Brandenburg, Mecklenburg-Vor-

pommern, Sachsen-Anhalt, Thüringen und Berlin

(Ost) Maßnahmen zum Rückbau von leer stehen-

den, dauerhaft nicht mehr benötigten Wohnge-

bäuden im Rahmen des Stadtumbaus; Umschul-

dung bestehender Darlehen, soweit diese objekt-

bezogen für das rückzubauende Wohngebäude

gewährt wurden. 

Eigentümer von Wohnungen (Privatpersonen,

Unternehmen in privater Rechtsform, öffentlich-

rechtliche Antragsteller) 

• Gewährt werden zinsvergünstigte Annuitätendarlehen bis höchstens 400¤

je m2Wohnfläche; 10 Jahre fest, danach Kapitalmarktkonditionen; Laufzeit bis

zu 30 Jahren bei einem oder zwei tilgungsfreien Anlaufjahren. Die aktuellen

Zinssätze können bei der KfW unter Tel. (01801)335577 oder bei den

Kreditinstituten erfragt werden. 

• Gefördert werden bei Rückbaumaßnahmen höchstens 125¤ je m2

rückgebauter Wohnfläche. 

Anträge können private Bauherren und Unterneh-

men an Banken, Sparkassen und Bausparkassen rich-

ten (mit Antragsformular KfW 141660 mit Anlage

KfW 141669). Gemeinden wenden sich an die Kredit-

anstalt für Wiederaufbau, Palmengartenstraße 5–9,

60325 Frankfurt am Main (Antragsformular KfW

141833 mit Anlage KfW141669). 

Kein Rechtsanspruch; Antragstellung, solange die

Mittel reichen. Kumulation mit anderen Fördermit-

teln aus öffentlichen Haushalten bis zu bestimmten

Grenzen möglich. 

Antrag muss vor Maßnahmenbeginn gestellt wer-

den. 

KfW-Wohnraum-Modernisierungsprogramm II 

in den neuen Ländern

Zinsverbilligte Darlehen

der Kreditanstalt für

Wiederaufbau (KfW) 

Investitionen in Wohngebäuden, die im Jahr 1978

oder vorher fertiggestellt worden sind. Gefördert

werden Maßnahmenpakete insbesondere aus Hei-

zungsmodernisierung, Wärmedämmung oder Fen-

stererneuerung. Die Förderung soll den CO2–Aus-

stoß um mindestens 40 kg je m2 Wohnfläche und

Jahr reduzieren. 

Alle Träger einer Investitionsmaßnahme an selbstge-

nutzten oder vermieteten Wohngebäuden (z.B. Pri-

vatpersonen, Wohnungsunternehmen, öffentlich-

rechtliche Antragsteller) 

Gewährt werden zinsvergünstigte Darlehen bis zu 100% des Investitionsbetra-

ges, max.250¤ je m2 Wohnfläche; 10 Jahre fest, danach Kapitalmarktkonditio-

nen; Laufzeit 20 Jahre, max.3 Jahre tilgungsfrei. Die aktuellen Zinssätze können

bei der KfW oder bei den Kreditinstituten erfragt werden. 

Anträge können private Bauherren und Unterneh-

men an Banken, Sparkassen und Bausparkassen rich-

ten (Antragsformular KfW141660). Öffentlich-recht-

liche Antragsteller wenden sich direkt an die Kredit-

anstalt für Wiederaufbau, Palmengartenstraße 5–9,

60325 Frankfurt am Main (Antragformular KfW

141833) 

Kein Rechtsanspruch (Förderung, soweit Mittel vor-

handen sind). Fördermittel aus öffentlichen Haushal-

ten können zusätzlich in Anspruch genommen wer-

den, sofern die Summe aus Krediten, Zulagen und

Zuschüssen die Summe der Aufwendungen nicht

übersteigt. 

Antrag muss vor Baubeginn gestellt werden. 

KfW-CO2–Gebäudesanierungsprogramm

Zuschüsse oder

Darlehen

Modernisierung und Instandsetzung von Gebäuden

und Wohnungen in von der Gemeinde festgelegtem

Fördergebiet (insbesondere Sanierungs- und Ent-

wicklungsgebiet) 

Eigentümer von Gebäuden und Wohnungen Nach den Förderrichtlinien der Länder; Auskünfte erteilen die Stadt- und

Gemeindeverwaltungen 

Anträge sind bei der Stadt- oder Gemeindeverwal-

tung zu stellen. Für einzelne Fördermaßnahmen im

Programm «Stadtumbau Ost» werden vom Land ggf.

auch andere Stellen benannt. 

Kein Rechtsanspruch (Förderung, soweit Mittel vor-

handen sind). Das Programm «Stadtumbau Ost» gilt

ab 2002 in den neuen Ländern und umfasst auch den

Rückbau dauerhaft leer stehender Wohngebäude. 

Hilfen aus der Städtebauförderung 

sowie den Förderprogrammen «Die soziale Stadt» 

und «Stadtumbau Ost»

Steuerliche

Berücksichtigung

• Modernisierungen und Instandsetzungen in

einem förmlich festgelegten Sanierungsgebiet

oder städtebaulichen Entwicklungsbereich

• Bestimmte Aufwendungen – Bescheinigung der

Denkmalschutzbehörde notwendig – zur

Erhaltung des Baudenkmals

Vermieter, selbstnutzende Eigentümer §10 f bzw. §7 h oder §§7 i, 11 b EStG: 10% der förderfähigen Aufwendungen

können über 10 Jahre steuerlich abgesetzt werden. Vermieter dürfen bestimmte

Aufwendungen über einen kürzeren Zeitraum steuerlich verteilen. 

Antragstellung beim Finanzamt im Rahmen der

Steuererklärung. Eintrag von Freibeträgen auf der

Lohnsteuerkarte und Minderung der Steuervoraus-

zahlung möglich. 

Steuerliche Beratung vor Beginn dar Baumaßnahme

wird empfohlen. 

Steuerliche Förderung in Sanierungsgebieten/

Erhalt von Baudenkmälern

Zinsverbilligte Darlehen

der Kreditanstalt für

Wiederaufbau (KfW) 

Maßnahmen zur Verbesserung der

Gebäudeaußenhülle, der Heizungserneuerung und

zur Nutzung erneuerbarer Energien

Alle Träger einer Investitionsmaßnahme an selbstge-

nutzten oder vermieteten Wohngebäuden (z.B. Pri-

vatpersonen, Wohnungsunternehmen, öffentlich-

rechtliche Antragsteller) 

Gewährt werden zinsvergünstigte Darlehen bis zu 10% des Investitionsbetrages,

i. d. R. max. 5 Mio ¤ ; 10 Jahre fest, danach Kapitalmarktkonditionen; Laufzeit 20

Jahre, max.3 Jahre tilgungsfrei. Die aktuellen Zinssätze können bei der KfW oder

bei den Kreditinstituten erfragt werden. 

Anträge können private Bauherren und Unterneh-

men an Banken, Sparkassen und Bausparkassen rich-

ten (Antragsformular KfW 141660). Öffentlich-recht-

liche Antragsteller wenden sich direkt an die Kredit-

anstalt für Wiederaufbau, Palmengartenstraße 5–9,

60325 Frankfurt am Main (Antragsformular KfW

141833). 

Kein Rechtsanspruch (Förderung, soweit Mittel

vorhanden sind). Fördermittel aus öffentlichen Haus-

halten können zusätzlich in Anspruch genommen

werden. 

Antrag muss vor Baubeginn gestellt werden. 

KfW-Programm zur CO2–Minderung

Förderung des Einsatzes 
von Anlagen zur Nutzung
erneuerbarer Energien

Zinsverbilligte Darlehen Investitionskosten. Gefördert werden die Investiti-

onskosten bis zu einem bestimmten Finanzierungs-

anteil. Bis 5 kWp installierte Leistung bis zu 6230¤ je

kWp, der darüber hinaus gehende Leistungsanteil

bis zu 3115¤ je kWp. 

Privatpersonen, freiberuflich Tätige sowie kleine und

mittlere private gewerbliche Unternehmen nach der

Definition der Europäischen Gemeinschaft (Ausnah-

men sind in begründeten Fällen möglich). 

Der aktuelle Programmzinssatz kann bei der KfW oder bei den Kreditinstituten

nachgefragt werden. 

Kreditanstalt für Wiederaufbau über die Geschäfts-

banken

Alle Angaben beziehen sich auf die Richtlinien zur

Förderung von Photovoltaik-Anlagen (300MW)

durch das «100000–Dächer-Solarstrom-Programm»

vom 13. Februar 2001. 

Errichtung und Erweiterung 

von Photovoltaik-Anlagen

Zuschüsse oder

Darlehen

Investitionskosten Privatpersonen, freiberuflich Tätige sowie kleine und

mittlere Unternehmen, die Eigentümer, Pächter oder

Mieter der Anwesen sind, auf denen die Anlagen

errichtet oder reaktiviert werden sollen. Ausge-

schlossen sind juristische Personen des privaten

Rechts, die sich im Eigentum von Gebietskörper-

schaften befinden. 

Für die in Spalte 2 genannten Anlagen gelten jeweils unterschiedliche Förderbe-

dingungen, die im Einzelfall beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon-

trolle oder bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau abgefragt werden können. 

Anträge können bis zum 15.10.2003 gestellt werden

• für Zuschüsse: Bundesamt für Wirtschaft und Aus-

fuhrkontrolle, Postfach 5160, 65726 Eschborn, Tel.

(06196)908625 

• für Darlehen: örtliche Kreditinstitute zur Weiter-

gabe an die Kreditanstalt für Wiederaufbau in

Frankfurt am Main 

Alle Angaben beziehen sich auf die Richtlinien zur

Förderung von Maßnahmen zur Nutzung erneuer-

barer Energien, in der geänderten Fassung vom

15.März 2002. 

Förderung erneuerbarer Energien

(Marktanreizprogramm) 

Bausparförderung Zuschuss Bausparbeiträge Bausparer mit zu versteuerndem Einkommen bis

25600/51200¤ (Ledige/Verheiratete) 

Wohnungsbauprämiengesetz: Prämie beträgt 10% auf Bausparbeiträge bis

512/1024¤ (Ledige/Verheiratete) jährlich. 

Wird auf Antrag des Sparers von Bausparkassen beim

Finanzamt angefordert. 

Bei Verträgen, die nach dem 31.12.1991 abgeschlos-

sen wurden, erfolgt die Gutschrift der Prämie bei Ver-

tragszuteilung oder sonstiger prämienunschädli-

cher Verwendung. Wohnungsbauprämie muss aber

jährlich beantragt werden. 

Wohnungsbauprämie

Zuschuss Vermögenswirksame Leistungen als

Bausparbeiträge

Arbeitnehmer, die mit vermögenswirksamen Lei-

stungen bausparen und deren zu versteuerndes Ein-

kommen 17900/35800¤ (Ledige/Verheiratete) nicht

übersteigt 

Fünftes Vermögensbildungsgesetz (ab 1.1.1999): Prämie beträgt 10% auf

Bausparleistungen bis 480¤

Arbeitnehmer beantragt beim Arbeitgeber, Arbeits-

lohn oder vermögenswirksame Leistung direkt auf

Bausparvertrag zu überweisen. Sparzulage wird im

Rahmen der Steuererklärung beim Finanzamt bean-

tragt. 

Für vermögenswirksame Leistungen, die nach dem

31.12.1993 auf einen Bausparvertrag eingezahlt

wurden, wird die Arbeitnehmersparzulage erst bei

Vertragszuteilung oder sonstiger zulagenunschädli-

cher Verwendung gutgeschrieben. Die Arbeitneh-

mersparzulage muss aber jährlich beim Finanzamt

beantragt werden. 

Arbeitnehmer-Sparzulage

Wohngeld Zuschuss zur Deckung

der laufenden

Belastung von

Wohneigentum. Antrag

erforderlich

Aufwendungen für Kapitaldienst und für Bewirt-

schaftung des Eigentums

Eigentümer von selbstgenutztem Wohnraum

(Eigentumswohnung, Eigenheim) 

Die Berechnung erfolgt abhängig von der Höhe des Gesamteinkommens, der

Haushaltsgröße sowie der Höhe der Belastung, die nur bis zu bestimmten Höchst-

beträgen zuschussfähig ist. 

Auskünfte erteilen die örtlichen Wohngeldstellen

der Gemeinde-, Stadt-, Amts- oder Kreisverwaltung.

Sie halten auch die Antragsformulare bereit. 

Rechtsanspruch bei Vorliegen der VoraussetzungenLastenzuschuss

Förderung des
Mietwohnungsbaus

Darlehen oder Zuschüs-

se zur Deckung von Bau-

kosten oder laufenden

Aufwendungen

Neubau, ggf. auch Neuschaffung von Wohnraum

durch Ausbau/Erweiterung für Haushalte, deren Ein-

kommen bestimmte Grenzen nicht überschreitet. 

Bauherren (Privatpersonen, Unternehmen, sonstige

Investoren) 

Nach den Wohnungsbauförderungsbestimmungen des einzelnen Bundeslandes

(u.a. Festlegung von Art und Höhe der Förderung, Regelung der für bestimmte

Zeiträume auf Grund Gesetz oder Fördervereinbarung einzuhaltenden Miet-

preis- und Belegungsbindungen, bauliche Anforderungen). 

Nach Landesrecht zuständige Stelle, in der Regel

Stadtverwaltung bzw. Landratsamt (Kreisverwal-

tung); Antragstellung vor Beginn des Bauvorhabens. 

Kein Rechtsanspruch (Förderung, soweit Mittel

vorhanden sind); unterschiedliche Ausgestaltung

der Länderbestimmungen zugunsten wohnungs-

suchender Mieterhaushalte (Einkommensgrenzen,

vorrangig begünstigte Personengruppen, kommu-

nale Mitfinanzierung/Beteiligung an der Förderung) 

Förderung des sozialen Mietwohnungsbaus/

soziale Wohnraumförderung

Steuerliche

Abschreibung

Bau- bzw. Anschaffungskosten Vermieter §7 Abs.5 EStG: Bau- bzw. Anschaffungskosten können wie folgt abgeschrieben

werden (Bauantrag oder Abschluss Kaufvertrag nach dem 31.12.1995):

1.  – 8. Jahr 5,00%

9.–14. Jahr 2,50%

15.–50. Jahr 1,25%

Antragstellung beim Finanzamt im Rahmen der

Steuererklärung; Eintrag von Freibeträgen auf der

Lohnsteuerkarte und Minderung der Steuervoraus-

zahlung möglich. 

Beim Kauf muss der Erwerb spätestens im Jahr der

Fertigstellung erfolgen. Abschreibungssätze bei

Bauantrag oder Abschluss des Kaufvertrags vor dem

1.1.1996:

1.  – 4. Jahr 7,00%

5.–10. Jahr 5,00%

11.–16. Jahr 2,00%

17.–40. Jahr 1,25%

Erhöhte Abschreibung (Neubau oder Ersterwerb) 
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Ergänzende und aktuelle Informationen zu den einzelnen Fördertatbeständen können dem Internet unter www.bmvbw.de entnommen werden.



So hilft der Staat
beim Bauen

Die Fördermöglichkeiten für Wohnungsbau, 
Modernisierung und Instandsetzung

Brandenburg

Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und

Verkehr des Landes Brandenburg

Henning-von-Tresckow-Straße 2–8

14467 Potsdam

Tel.: (0331)866-0

Investitionsbank des Landes Brandenburg

Steinstraße 104–106

14480 Potsdam

Tel.: (0331)6600

Mecklenburg–Vorpommern

Ministerium für Arbeit und Bau des Landes

Mecklenburg-Vorpommern

Schloßstraße 6–8

19053 Schwerin

Tel.: (0385)588-0

Landesförderinstitut Mecklenburg–Vorpommern

Werkstraße 213

19061 Schwerin

Tel.: (0385)6363-0

Außenstelle

Rosa-Luxemburg-Straße 4

18055 Rostock

Tel.: (0381)491480

Außenstelle

Friedrich-Engels-Ring 48 a

17033 Neubrandenburg

Tel.: (0395)58 14 00

Außenstelle

Pappelallee 1

17489 Greifswald

Tel.: (03834)80310

Sachsen

Sächsisches Staatsministerium des Inneren

Wilhelm-Buck-Straße 2

01097 Dresden

Tel.: (0351)564-0

Sächsische Aufbaubank

Pirnaische Straße 9

01054 Dresden

Tel.: (0351)4910-0

Land Berlin

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung

des Landes Berlin

Württembergische Straße 6–10

10707 Berlin

Tel.: (030)9012-0

Investitionsbank Berlin

Beratungszentrum

Bundesallee 210

10719 Berlin

Tel.: (030)2125-2660

Thüringen

Thüringer Innenministerium

Steigerstraße 24

99096 Erfurt

Tel.: (0361)37900

Bewilligung durch

Thüringer Landesverwaltungsamt

(Referat Wohnungsbauförderung) 

Weimarplatz 4

99423 Weimar

Tel.: (03643)587279 oder 587277

Sachsen–Anhalt

Ministerium für Wohnungswesen, Städtebau und

Verkehr des Landes Sachsen–Anhalt

Turmschanzenstraße 30

39114 Magdeburg

Tel.: (0391)56701

Landesförderinstitut Sachsen–Anhalt

Harnackstraße 3

39104 Magdeburg

Tel.: (0391)589-1745
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Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlich-

keitsarbeit des Bundesministeriums für Verkehr, Bau-

und Wohnungswesen kostenlos herausgegeben. Sie

darf weder von Parteien noch von Wahlwerbern oder

Wahlhelfern während eines Wahlkampfes zum

Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies

gilt für Europa-, Bundestags-, Landtags- und Kommu-

nalwahlen. Missbräuchlich ist insbesondere die Ver-

teilung auf Wahlveranstaltungen, an Informations-

ständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken

oder Aufkleben parteipolitischer Informationen oder

Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe

an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung. Unabhän-

gig davon, wann, auf welchem Wege und in welcher

Anzahl diese Schrift dem Empfänger zugegangen ist,

darf sie auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevor-

stehenden Wahl nicht in einer Weise verwendet wer-

den, die als Parteinahme der Bundesregierung

zugunsten einzelner politischer Gruppen verstanden

werden könnte. 

In den alten Bundesländern sind in der Regel die Wohnungsbauförderungsämter bei der Landkreis-

oder Stadtverwaltung zuständig. Wenden Sie sich an diese Stellen. In den neuen Bundesländern

erteilen Ihnen folgende Stellen Auskunft:


